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WIENERGEMEINDERAT
als

LANDTAG
Sitzungvom20 .Jänner1928.

PräsidentDr .Dannebergeröffnet um3/4 5 .UhrdieSitzung .
Stadtrat Breitner berichtet über die Gesetzesvorlage betreffend die

Einhebungeines Zuschlageszu denImmobiliargebührenDerWienerLandtag
hatam22 .Dezember1927einenGegetzentwurfbeschlossenundin derAn-¬
nahme ,dass das Bundesgesetzüberdie Vermögensübertragungsgebührenfrü¬
hestensam1 .Jänner1928publiziertwird ,auchdasWienerGesetzvondie
semTagan wirksamwerdenlassem ,Gegenalle VoraussichtwurdedasBun-¬
desgesetzbereits am24 .Dezember1927verlautbartundist am25 .Dezem-¬
berin Kraftgetreten .AusderVerschiedenheitdesWirksamkeitsbeginns
des Bundesgesetzesunddes WienerLandesgesetzesergibt sich nunvor
allem eine gewisseRechtsunsicherheit ,da innerhalb einesZeitraumes

vonwenigerals zehnTagenfür entgeltlicheUebertragungenvonImmobili
en dreierlei Gebührenbemessungenangewendetwerdenmüssten .Weiters
ergibt sich daraus ,dassbei UebertragungenvonRealitätendurchent-¬
geltliche Rechtsgeschäfteunter Lebenden ,falls sie zufälligerweisein
die Zeit vom25 .bis 31 .Dezember1927fallen würden ,eine wedervom
Gesetzgebergewollte ,nochimSinnederRegierungserklärungvom17 .
Dezember1927beabsichtigteGebührenerleichterunggegebenwäre .Esist
deshalbzweckmässig,sowohldasBundesgesetzwieauchdasWienerLan-¬
desgesetzmitdemgleichenTagin Wirksamkeittretenzulassen.

DerReferentbeantragt ,eineAenderungdesam22 .Dezember
1927beschlossenenGesetzesin der Art vorzunehmen ,dass esgleichzei -¬
tig mitdemBundesgesetzinKrafttritt .

DieGesetzesänderungwirdin beidenLesungenohneDebat-¬
teungenommen.

Damitist dieTagesordnungerledigtundPräsidentDr.
DannebergschliesstdieSitzung.

WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom20 .Jänner1928

BürgermeisterSeitzeröffnetumfünfUhrdieSitzung.
Zunächstwird eine ReihevonAnträgen ,die Nachtragskreditefür dieAus- ¬
gestaltung der Gleisanlage in der Stadtbahnstation MeidlingHauptstrass
fürdieHerstellungvonBahnkörperentwässerungenaufderStadtbahn,
fürdieAusgestaltungdesStellwerkbezirkesMeidlingHauptstrasseder
Stadtbahn und für die umfangreichereMittagsausspeisungin denKinder- ¬

gärten ,die Subvemtiondes österreichischen FlugtechnischenVereines

mittausendSchillingunddieSubventionvonfünfhundertSchilling
für dieErrichtungeinesGrabdenkmalesfür . M.ZiehrersowiedenAn-¬
kauf mehrererLiegenschaftenbetreffen ,ohneDebatteangenommen.

StR .RichterbeantragtdieGenehmigungeinesZuschusskredit
tesvon200. 000SchillingundeineszweitenZuschusskreditesvon
500 . 000Schilling zur Deckungdes MehraufwandesanSchneearbeiterlöh-¬

nen . GR.Stöger( . . )erklärt ,dassdieSchneesäuberungkläglich
versagthabe . Eswurdenviel zuwenigArbeitsloseeingestelltundauch
dieArbeitslöhnederSchneearbeiterwarenvielzuniedrig .Esisteine

nackteAusbeutung,dassdie GemeindedenArbeitsloseneinenStundenlohn
vonsiebzigGroschenzahlt .TrotzdieserunhumanenVerwendungderSteu¬
ergelderist Wienbei denletztenSchneefällenin einemMeervonKot
versunken.(BeifallbeiderEinheitsliste).

GR.Uebelhör( E. . )bemängeltnacheinemHinweisaufdie
ungenügendeEntäohnungderSchneearbeiter,dassdieSchneesäuberung
planlosvorsichgegangenist .ZumindestdiewichtigenVerkehrsstrassen
hättenin entsprechendrascherZeitgesäubertwerdenmüssen.(Beifall
bei derEinheitsliste).

GR .Preyer ( E . . )bezeichnet die Art derSchneesäuberung
als vollständig verludert . In denStrassen ist manwieaufeinem
GletschergegangenundimArkedenhofimRathausist nochbis vorzwei
Tagender Schneegelegen .DieStrassenübergängewarensehrmangelhaftwas

eineeminenteGefahrfürdieFussgängerwar .EinSkandalbestreüt ,
ist die EntlohnungderSchneearbeiter.WirverlangeneinebessereStras-¬
senpflege ,wie sie für eine Grosstadt notwendigist ,wir verlangen ,dass

einegrössereZahlvonArbeitslosenbeiderStrassenpflegeeingestellt
unddass sie auchmenschenwürdigbehandeltwerden( Beifallbei

derEinheitsliste).
In seinemSchlussworterklärt Stadtrat Richter ,dass eseine

alte Erfahrungist ,dasssolcheWetterkatastrophengewisseSchwierigkei -¬
tenschaffen .DaswarauchschonvorzwanzigJahrenderFall .DerVor-¬
wurf ,dassdie Schneearbeiterschlechtentlohntwerden ,ist nichtamPlat¬
ze .Unterder christlichsozialen Rathausherrschafterhielten dieSchnee¬
arbeiter einen Stundenlohn von 28 Groschen ,wir aber zahlen ihnen das

Dreifache .DieSchneesäuberungsarbeitenhabeninsgesamtmehralseine
Million Schilling gekostet .( Beifall bei derMehrheit ) .

DerAntragwirdangenommen.
GR.LötschreferiertüberdenAnkaufderRealitätVI. ,

Corneliusgasse1 vomVerbandder SchneiderundSchneiderinnen.
GR .Körber( E .L .) bemerkt ,durchdenAnkaufkommemanei¬

ner parteipolitischen Organisation zu Hilfe . Erfragt ,was dieGemeinde
mitdemGrundzutungedenkt.

GR.Lötscherwidertdarauf ,dasserfür ein
Depotfür Strassenreinigungbenötigtwerde.

DerReferentenantragwirdangenommen.
GR.Stubianek( sozdem) ,berichtetübereinenZuschuss¬

kredit in der Höhevon1100Schillingfür Zweckeder Ausrüstungder
städtischenFeuerwehr.

GR .Stöger ( E . . )bemerkt ,dass die Minorität allem wasder

AusgestaltungderFeuerwehrdieneimmerzustimmeunddahergegenden
Kreditnichtseinzuwendenhabe .ErverlangtdieAnschaffungvonSprüh¬

helmenfür die Feuerwehrnach BerlinerMuster .
Der Referentenantragwirdangenommen.
GR .Reisinger( sozdem .) referiert überdieGenehmigugeines

im Wirtschaftplan vorgesehenenund aus demErlöse derDreissigmillio -¬

nenDollaranleihezugenehmigendenSachkreditesvon910,000Schilling
fürdieErweiterungderGebläseanlageimGaswerkSimmering.

GR .Stöger ( E . . )bringt bei diesemAnlasseinenVorfall

zurSprache,dersichvoreinigenTagenindemHauseIV . ,Neugasse36
zugetragenhat .Dortmusste ,weilintensiverGasgeruchverspürtwurde,
das Pflaster aufgerissen werdenumdie Rohrbruchstellenfestzustellen .
DenParteiendesHauseswurdegesagt,siemüsstensofort150Schillinge
aufbringen ,sonst könnedas Gebrechennicht behobenwerden( Hört! Hört!
bei derMinderheit ) .DervondenParteienaufgebrachteBetragvon50
Schillingwurdezuniedrigbefunden ,dasGasabgesperrtunddieauf-¬
gerisseneStellezugeschüttet( Hört! Hört !beiderMinderheit) .Amnächs-



ZweiterBogen.
ten Tageerschienein Abgesandterder Gemeindeunderklärte esmüssen. legenheitfürdieArbeitzudanken.KlagengibtesbeiRemunerationen

sofort zwischen 8 und 9 Uhr früh 150 Schilling erlegt werden ,sonst blei - ¬

bedasGassolangeabgesperrtundwerdedasGebrechensolangenicht
behoben,solangederBetragnichthinterlegtsei ,Tatsächlichwardas
GasvonMontagbis Mittwochmittags abgesperrt ( HörtHört ! beiderMinder-¬
heit ) .Gegendieses brutale Vorgehenmussschärfstens protestiert wer- ¬

den .EshandeltsichhierumnichtsanderesalsumeineEnpressung.Gemein¬dafür zusorgen .derat Stöger ersucht den Referenten, /dass künftig ein solchesMiss¬

brauchunterbleibt( LebhafterBeißellbei derMinderheit) .
GR.Reisingerbemerkthiezu,dassnachMitteilungenderGas-¬

sirektionnirgensdiaNachschauvonGebrechenunterbleibt ,wennderdazu
nienotwendiggGeldbetragnichterlegtwird .Es komtaber vor ,

dasszuesrtdasGeldverlangtunddannerst nachgesehenwird .Diebetref-¬
fendePartiehatvordemHauseNeugasse26dieganzeNachtvomMontagauf
Dienstaggearbeitetunderst amMittwochkonntedasGasbenützbargemacht
werden.WährenddieserZeitmussteesnatürlichabgesperrtwerden.Der
Hausvertrauensmann hat sich bei der Direktion bedankt ,dass das Gebre - ¬

chensoraschbehobenwurdennist(BeifallbeiderMehrheit).

undBefürderungennatürlichimmer.DasseineAtmosphäredesVertrauens
geschaffenwirdwäresehrgutaberdieArtderKritikderOppositionim
Gemeinderatträgt nichtdazubei ,einesolcheAtmosphärezuschaffen.
VonDienstverdrossenheitist bei der städtischenAngestelltenschaft
nichts zu merken .Vielmehrleistet die städtische Angestelltenschaftin
immerverstärktemMasseeineArbeit ,für diemanihr imNamenderGe-¬
meindenurdankenmuss .(LebhafterBeifellbeiderMehrheit).

DerReferentenantragwirdangenommen.
GR.SteinReferiertüberdieGenehmigungeinesimInves-¬

titionswirtschaftplanvorgesehenenundausdemErlösderDollaranleihe
von 170 000Schillingzu bedeckendenSachkredit /für die Erneuerungvon Oberleitungsanlagender

städtischenStrassenbahnwagen.
GR .Schelz( E .L .)bemängelt,dassseit zehnJahrennochimmer

OberleitungenausEisenvorhandensind ,alsoErsatzmaterial.ErstmitHil-¬
fe derAnleihewerdenjetzt achtProzentderOberleitungenausKupfer
hergestellt . Esist sehr erfreulich ,dass der Referent den Mutaufgebracht

hat endlichüberdenschlechtenZustandder OberleitungendieWahrheit
GR .Stöger( E . . )stellt gegenüberdemReferentenineiner

tatsächlichanBerichtigungfest ,dassxamDienstageinAbgesandterdes
GaswerkesimHauseerschienensei underklärt habe ,dasGasbleibeabge-¬
sperrtundderSchadenwerdenichtbehoben,wennnichtbinneneinerStun-¬
de150Schillingerlegtwerden.ErhabesichselbstanOrtundStellevon
der Richtigkeit dieser Behauptungüberzeugt .Der

DerReferentenantragwirdangenommen( LebhafteZwischenrufe
beiderMinderheit).

GR.Angermeyer:WasistalsoHerrReferent?
GR.Uebelhör:IstdasdieganzeAufklärung?
GR.Dr .Kolassa :DasSchweigendesReferentenbedeutet ,dass

GemeinderatStögerrechthat .
StR.SpeiserberichtetübereinenZuschusskreditvon

75. 195Schillingfür"RemunerationenasuberschiedenenAnlässen".
GR. Gschladt( E. . ) ,bemerkt,dieGemeindeverwaltunghabe

früher in einer sehr eigentümlichenWeisemit den Remunerationenge- ¬

wirtschaftet .ZugewissenZeitenist ein förmlicherRemunerations-und
Auszeichnungsregenaufdie Angestelltenniedergegangen .Seitherhatman

schränkt .die MassenremunerationenundAuszeichnungenetwase Esist
aberauffällig ,dassRemunerationeningewissenFälleningeheimnissvol-¬
ler Weiseverteiltwerden .DenLeutenwerdenListenvorgelegt ,diebis
aufdieRubrikin derderNamedesbetreffendensteht ,verdecktsind
oder es wird ihnen das Ehrenwortabgenommen ,dass sie von derRemune¬
ration undvonihrer Höhenicht sprechen .EinesolcheGeheimniskrämerei

legtdieVermutungnahe ,dassdanichtallesmitrechtenDingenzugeht
DurchdiendkteArtschafftmannurdenNährstoffzurVerdrossenheit
undVerstimmungunter den Beamten .Unter den städtischen Beamtensind

auchschonAnzeicheneiner Erregungbemerkbar.
DurchsolcheVorgängewirdkeineAtmosphäredesVertrauensgeschaffen.
(LebhafterBeifallbeiderMinderheit).

STR.SpeiserwendetsichgegendieBehauptung,dassbeider
Ve keilungderRemunerationenirgendwelcheGeheimnissegebe.—

Wenndie RemunerationenvondenAmtsborständendenAngestelltenüber-¬

reichtwerden,soseidasnureinehonetteFormdie . 'esermöglichtihnen
denBeamtennicht nur Geldzu geben ,sondernihmauchbei dieserGe-

zusagen.
GR.Steinerwidert,dassvonden720KilcmeterOberleitungen

noch15Kilometeraus Eisensind .Essind dies die letztenAuswikkungen
des Krieges ,den Sie und Ihre Partei verschuldet haben .

DieseAeusserungentfesselteinenStummbeiderMinderheit .
GR .Uebelhör( E . . )ruft :Dasist eineNiederträchtigkeit

sondergleichen!
GR.Angermayer( E. ):DaswagteinMenschimWienerGe¬

meindertzusagen!
GR.Biber( E. . ) :DieseBehauptangist einesvernünftigen

Menschenunwürdig.
GR.Preyer( E.. ) :DerReferentsollsachlichredensDasist

einSkandal?
UnterfprtwährendenZwischenrufenerklärtGemeinderatStein

dassdiese AeusserungdenMitgliedernder Minderheitgewisssehrunan¬
genehmsei ,dassersieaberinvollemUmfangaufrechterhalte.DieEr¬
neuerungderOberleitungistnotwendiggeworden,weilimKrieginfol-¬
ge des Mangelsan Kupferausschliesslich Eisenverwendetwurde .Esist
alsoeineKriegsfolgegutzumachen.

DerAntragwirdangenommen.AlsGemeinderatSteindenRefe-¬
rententischverlässtrufendie Christlichsozialen :Abzug!Pfui!

GR .Reisingerberichtet überGleiserneuerungenbei derStras

senbahnundStadtbahn .Eswerden22KilometerneueGeleisegelegt ,eine
grosseZahlvonWeichenausgewechseltunddieKostenvonrundfünfMillio
nenSchillingwerdenaus demErlösder Dollaranleihebestritten .

GR.Schelz( E . . )begrüsstdieseArbeiten ,dieschondringend
notwendigwaren .EinzelneStrassenbahngeleisesindin einemschauderhafte
Zustand .Vielleichtist diesauchdaraufzurückzuführen,dassdieEr
neuerungsarbeiten von der Strassenbahn in eigener Regie besorgtwerde

VorkaumzweiJahrenwurdeeinneuesGeleiseüberdieFråedensbrücke
gelegt,dasssichheutestarkgesenkthat .EbensoistdiesinderJäger¬
strasse der Fall wo die beiden Strassenbahnlinien 15 und 31geführt
werdenundinfolgedesschlechtenGeleisesdieRäderaufdemPflaster
fahren .Es wäreviel zweckmässiger ,die Geleiseordentlichzubauen ,

damitnichtallezweiJahreNeuherstellungenerforderlichsind.



DritterBogen.
GR.Dr .Wagner( . . )bezeichnetdieErnenerungvonStras-¬

senbahngeleisenalseinesozwingendePflicht,dasssiezudenselbst-¬
verständlichenAufgabenderStrassenbahngehörtDerRednerbeschäftigt
sichdannausführlichmitderAeusserungdesGemeindenatesSteinüber
die Kriegsschuldunderklärt ,dasses sahrbedauerlichist ,wennein
MitgliedCesGemeindezatesebenfallsdieKrigsschuldlügewiederholt.
DieMinderheitdesGemeinderateskanneinsolcherVorwurfnichttref-¬
fenundesist nurblamabelfürden ,der,einensolchenVorwurferheht.
AberganzentschiedenmussdagegenEinsprucherhobenwerden,dassmit
solchenAeusserungenparbeipolitischSchindludergetriebenwird.
Mankönntedarübernochmehrsagen,esgenügtaber ,wennwirdieAeusse-¬
rungdesGemeinderatesSteinaufdasSchärfstezurückweisen .

RednerbezeichnetdanndenZustandderStrassenbahnalsge-¬
meingefährlich.DerBetriebistverludertundverkommenJahrelangwurde

Bürgermeisters,desMagistratsdirektorsoderdesFinanzreferentenermög-¬
licht .WirlegengegeneinsolchesVorgehendenentschiedenstenProtest
ein .(BeifallbeiderMinderheit),

GR.Wawerka( E. . )anerkenntdieLeistungenderNaturfreunde
an ,behauptet aber ,dass die Naturfreunde nicht wegenihrer Leistungen

subventioniertwerden ,sondernweilsie ein Parteivereinsind .Dasist
überhauptderGrundsatzIhrerSubventionspolitikundwirwerdendiese
Taktikimmerwiederbekämpfen .DieNaturfreundewurdenimJahre1923
192h1925,1926und1927unterstützt.Wirhättennichtsdagegen,wenn2

mandie Leistungender anderenVereineebensoanerkennenwürde. Der
deutscheundösterreichischeAlpenverein ,der denBergsteigerndieHed
alpenerschlossenhat ,wirdnichtsubventioniert.DerösterreichischeTou¬Markieristenklub ,derdurchseinrungssystemdenWienerwalderschlossen
hat ,wirdebenfalls nicht subventioniertundauchnicht derGebirgsvere
Sissagen ,derAlpenvereinhabedenArierparagraphen ,weshalbernichtnichtsgetanundjetztendlichkommtdieseVorlageWirhabeninWien

720KilometerStrassenbahngeleise und22Kilomatersindeinsehrbeschel subventioniertwird .Wennnunder AlpenvereinMenschenausschliesst ,so
danerBrushteil .Deshalbkannmannicht voneiner Investitionsprechen , machengenaudasselbeauchdie Naturfreunde ,weil sie ebenfallseinen
sondernhöchstensvoneinernotwendigenReparatær,Interessantistauch,
dassdieseReparaturnichtausBankkredit,sondernausderDollaranleihe
gezahltwird .WirhabeneinenInvestitionsplanüberdie Verwendungder
Dollaranleiheverlangt ,abernichterhalten .EinsolcherPlanwäreeine

dringendeNotwendigkeitundeinGebotderEhrlichkeit .Eherkönnte
die MehrheitnochdenBauvonWohnungenmitAnleihegelderndecken ,als
dieseSchlampereivonvielenJahren .DerordentlicheKaufmannbuchtsol¬
cheReparaturenaufBegriebskosten,heuteaberwirddieDollaranleige
dazuverwendet.Diesmussteaufgezeigtwerden(Beifall)

GR. ReisingererklärtdassdieMinderheitindenletzten
Jahren ununterbrochendie Aufnahmeeiner Anleihe für solcheAusgaben

ngthat ,währendheutedarauseinVorwurfgemachtwerdeDieKritik
überdenZustandderStrassenbahnsei ungerecht ,sie könnees mitden

assenbahnunternehmungenaller grossen Städte aufnehmen .( Beifall ) .
DerReferentenantragwirdangenommen.
GR.Hiessbeantragt,denTouristenverein"Naturfreunde"

eine Subventionvon12,000Schilling zu bewilligen .DieNaturfreundeleis
ten ausserordentlicherspriessliches .DerMitgliederstandderNaturfreun¬

Ihre HüttenreichennichtmehrfürdenZu¬dewächstvonJahrzuJahr .
stromder Bergfreundeaus .DieNaturfreundehabenaucheineSchisektion
insbesonderefürdieJugendgegründet,fürdieallein150,000Schilling
aufgewendetwurden.Deshalbist auchbillig ,demVereinNaturfreundedie-¬
seSubventionzubeiwilligen.(BeifallbeiderMehrheit.).

GR.Rummelhardt( E. . )führtausdassderBürgermeisterund
derFinanzreferentaufdenStandpunktstehen,esgehedenGemeinderat
nichtsan ,werumSubventionenangesuchthatDasistnichtnureinesehr
bemerkenswerteStellungnahme ,sondernist aucheine VerletzungderVer-¬
fassung.WirhabenschonimStadtsenatanlässlichdieserSubventioneine
heftigeDebattedarüberabgeführt ,alleSubventionsansuchendem
Gemeinderatvorzulegensind oder nicht .DerBürgermeisterhatgesagt ,

sei nichtnotwendig,alle Subventionsansuchenvorzulegen.Dadurch
verletztderBürgermeisterdieVerfassungundseinGelöbnis,dieGesetze
zuachten .Schliesslichwurdeunsgesagt,: GehenSiezumVerfassungsgerich
hof !Wirwerdenauchgehen! UnterBürgermeisterReumannwurdenunsalle
Subventionsansuchenvorgelegt .DenZustand ,wieer aberheuteist,können
wirnichtmehrertragenundwirkönnenauchnichtmehrweiterhinnehmen ,

Autokratiedesdassunsnurdasvorgelegtwird ,wasunsdie

grossenTeil der Bevölkerungdadurchausschliessen ,dasssich jedesMit
gliedderNarurfreundezursozialdemokratischenParreibekennenmuss.
Ihr Einwand ,dass die Hütten der grossen Vereine den Naturfreunden nicht

zugänglichsind ,ist auchhinfällig .UndwennSiebehaupten ,dasssichbei
denanderenVereinenkeineArbeiterbefinden ,so ist das eingewältiger

Irrtum Es wirdniemandnachseiner ParteirichtungundnachseinemStand
gefragt ,allewerdenaufgenommen.DerRednerschliesstseineAusfüh¬
rungendamit,dassererklärt ,dassdieArtderVergebungderSubventionen
eine BagatellisierungdesWienerGemeinderatesist .SolangeSie demGe
meinderatnicht die Liste der Vereinevorlegen ,die umeineSubventienan
gesuchthaben ,solangesinddie VerhandlungenüberSubventionenindie
semHauseeineKomödie,wogegenwirschärfstensprotestieren.(Beifal
beiderMinderheit).

BürgermeisterSeitz:Esistunrichtigwennbehauptetwird,
dassdieVerteilungvonSubventionennachparteipolitischenGrundsatzen
erfolgtRichtigist vielmehr ,dassjederVerein, wenn
einer Suhventionwürdigist ,sie erhält Grundsätzlichaberwerden
einenichtsubventioniert ,dieirgendwieeinseitigeingestelltsindund
Menschenwegender Rasse ,der Nationoderder Konfessionausschliessen
( BeifallbeiderMehrheit) .WennSieverlangen,dassal leSubven
tionsgesuchedemGemeinderatevorgelegtwerden,sobrauchtenSiesich
nichtsozubeschränken.SiekönntenmitdemselbenRechtverlangen ,dass .
auchalle anderenGesuche,GesucheumGrundverkäufeundHäuserverkäufe
ja dassalle AnstellungsgesuchedemGemeinderatvorgelegtwerden(Lebhaf¬
te Zwischenrufebei derMinderheit )Dasist ganzunmöglich.EinemPar
lamentodereinemGemeinderatkönnenvonder Regierungbeziehungsweisede
Stadtsenat nur Anträgeauf eine positive Leistung unterbreitet werden

Wennmanesfür
sachlichgebotenhalt ,dassderGemeinderateineSubventionbewilligt
wirdein Antraggestellt .

GR.Dr .Kolassa: Washeisstdas"man"?Weristdas?
BürgermeisterSeitz :DerStadtsenat ,der Magistrat ,deramts¬

führendeStadtrat ,derBürgermeister.
SR .WagnerDiesozialdemokratischePartei !



BürgermeisterSeitz :Manhatgesagt,
VierterBogen.

le Gesuchevor -
legen,dieandenGemginderatgeeichtetsindIchglaubenicht,dassIhre.
Forderungdahinaufzufassenist ,dassdasentscheideneKriteriumfürdie
VorlageandenGemeinderatdieAdressederBittschriftseinkann.Sie
könnennuralleBittschriftenumSubventionenmeinen.(LebhafterWider-¬
spruchundZwischenrufebeiderMehrheit.).

BürgermeisterSeitz:DieForderung,dassdieSubventionsansu¬
leichgältigbeiwelcherAmtsstellesieeingebrachtwerdenundgleich
ohsie positiverledigtwerdensollenedernicht ,demGereinderat

legtwerden,wirdalspraktischundverfassungsmässiggebotener-¬
klärt .GeradedasGegenteilist richtig .EswäreeinegrosseAnzahlvonBean

ennotwandigumalledieseGesucheeinergeschäftsordnungsmässigenBehand¬
lungdurchdenGemeinderatzuzuführen,UndwenrdieHerrenin derSache
denVerwaltungsgerichtshofanrufenwollen,sowünscheichihnenvielGlüch
daztEinerderHerrenderOppesktionargumengierGahin,dassdemGemeinde-¬

daerrachderVerfassungSubventionenzubewilligenhat ,auchGe-
gebetenwerdenmüsse,Subventionsgesuchezubehandeln.Das
nichtderVerfassung.AuchHasParlamentist/verfassungsmässig
erGesetzesvorlagenzubeschliessen,aberdeshalbistesnoch

eingefallenzuverlangen ,dassalle PetitionenumSchaf¬
GesetzendemParlamentzurEntscheidungvorgelegtwerden ,auch
sienichtbewilligenwill .DieBestimmungderVerfassung,dass
derat zu entscheidenhat ,bedeutet ,dass die Verwaltungnicht
ist ,eine SubventionohneGenehmigungdesGemeinderateszu

Subverticgebenwill ,dieBe¬dassderMagistrat,wennereine
gderGemeinderateseinzuholenhat
DasEntecheidendeist aberetwasanderes,Ichhabemich,
igesBildzugewinnen,inderletztenZeitanderberufenen

rkundigtundeine authantischeAuskunft darübererhalten ,wie

esdort ,ist ,woIhreParteiverwaltet .DasErträgsnidderStaatslotterier
. B ,wird zur Unterstützungvonhumanitären ,Bildungs - undSportvereinen

ect .verwendet.DasErträgniswirdvondergesamtenBevölkerungaufge-¬
bracht undniemandfragt ,welcherpolitischen Partei die Loskäuferan¬
gehörenufGrundmeinerErkundigungenkannichnunmitteilen ,dassdas
ParlamentnichtnurvondenabgewiesenenGesuchennichtserfährt ,son¬
derndasses die Regierungauchablahnt ,die Subwentionen,die siever-¬
teilt ,auchnurbekanntzugeben.(StürmischeHört!HörtrufebeiderMehrhei
AlsdieOppositionimParlamenterklärte ,wirwollennichtetwaüber
disSubventionenentscheiden,wirwollennurwissen ,wasmitdiesen
venderganzenBevölkerungaufgebrachtenGeldgeschehenist hatdie
RegierungjedeAntwortkonsuquentverweigert .(StürmischeHört!Hört-¬
ruge bei der Mehrheit ) .Dasist Ihre Politik drübenHierbegehrenSe,
dasswir jedesGesuch ,aucheinesdesnächstbestenQuërulantenvorleger
Darauf lassen wir uns natärlich nicht ein Cubventionenwerdenohne
RücksichtaufdieParteizugehörigkeitdemjenigengegebendieihrer

sind,jenenVereinen,derenZweckeeinerFörderungbedürfen,die
iche ,die aufrechterledigt werdensollen ,werdendemGemeinderat

itet ,WirwerdenohneGenehmigungdesGemeinderateskeinenHel
lergeben,wirwerdenaberdemGemeinderatnichtmitQueralenbebelllger
(StürmischerBeifallundHandeklatschenbeiderMehrheit).

( E, . )erwidert,jetztvonderRichtigkeit
Ausführungennoch mehrüberzeugt zu sein als vor der Rededes

Bürgermeisters.DieVerlegenheitdesBürgermeistershatnämlichge
zeigtwierechtdie Minderheithat .Auchdie ErregungdesHerrnBürger¬
meistersbeweistnur ,wiesehrerundseineParteiindieserFrage
schuldbewusstsind .

BürgermeisterSeitz : Ichbinnichterregt ,aberichmuss
eden ,wennSieschreien!

GR.Rummelhardt:AlslangjährigerParlamentariermüssenSie
elcherUnterschiedzwischenGemeindeundBundist(Stürmisch

BeifallbeiderMehrheitundZwischenrufe :Sehrgut! BeiderGemeinde
wurdenniemalsSteuergelderverludert!)

GR.Rummelbardt:Eskommtmirimmervoralswennauch
lichderGemeindeverwaltungeinSkandalaufgedekktwerdenwird.
beiderMehrheit:Herausdamit!)Såehabenesbishernureinemglüc
cherZufallzuverdanken,dassnochnichtsandieOeffentlichkeitge
kommenist .Aberwirwollennochwarten.

DerBürgermeisterhatvergessenzusagen ,dassdieVer
lungdesErtragesderStaatslotterieverfassungsmässignirggndfost
gelegtist ,wärenddie Varteilungder städtischenSubventionen
Verfassunggenaubestimmtwird.EsstehtdemBürgermeistergarnach
gutan ,wennerglaubtdassimBundDingegeschehen,dienichbre
sind ,währendhierwirklichimSinnederVerfassungUnrechtge

Erhätterichtigersagensollen ,ichwilldieVerfassungnicht
ten .

BürgermeisterSeitz:SagenSiemirdieBestimmungder
fassung ,diebesagt ,dassderCameinderatüberdieabgelehntenSuh
tionsansuchenzuentscheidenhat!

GR.Rummelhardt:DieVerfassungsetztvoraus,dassman
tigverstehtundnichtdeutelt,NichtdemMagistratundnichtdemBür
germeister,sonderndemGemeinderatstehtdieBeschlussfassungübed
Subventionenzu .Wirverlangenkeineswegs ,dassjedeBittschriftdem

Gemeinderatvorgelegtwird ,sondernnurdassdieSubventionsansuchs
imHinblickaufdieBestimmungenderVerfassungandenGemeinder
kommen .Siewerdenzugeben ,dasswennderBürgermeisterRechthät
derVerfassungstehenmüsste ,derGemeinderatbewilligtdieSubver
nenaufVorschlagdesMagistrates.Dasstehtabernichtdrinnen
dernder .GemeinderatbewilligtdieseSubventionen .NurdieselbeSue
die verfassungsmässigbewilligenkann ,hat auchdasRechtabzulehne

DerHerrBürgermeisterhatauchgemeint,wennwirRechth
ten ,dannwürdennurmehrdie sozialdemokratischenVereinesubventie
niert .DieseDrohungkannunsnichtmehrerschüttern.MitAusnahmesine
einzigenchristlichenOrganisation ,derHauskrankenpflege,erhaltenun
re Vereine überhaupt keine Suhventionmehr .Aberauch dieserVereir

bekommtnurdenGemeindebeitrag,weilSieihmdieStrassenbahn
tenentzogenhatenFrüherhatauchdiechristlicheJugendorganisatig
zweiMillionenKronenbekommen,glecchzeitigaberhatHerrBreitner
ihrzwanzigMillionenLustbarkeitssteuerabgerechnet.DieseDrohung
unddieheutigeRede,diesoganzundgarnichtwürdigist desBür¬
germeisters,diekannunsnichterschreckenundunsvonunsrem
Standpunkt nicht abbringen .Wir stehen auf demStandpunkt ,dassSie

einenBruchderVerfassungbegehenunddasswirunsdasLichtgefal
lassen(LebhafterBeifallbeiderMinderheit).



iffer :DieTagesordnungzeigtuns ,dassdieMehrheit
ihrealte TaktikbezüglichderSubventionsgesuchebeibehält .Esistgut
und richtig ,wennalpine Einrichtungen eine Subvention erhalten aberdas

darfnichtdortaufhören,wodassozialdemokratischeParteiabzsichen
nichtmehrzusehenist .WasdieNaturfreundegeleistethaben,dasleisten
auchanderealpineVereine.WenndieArbeiterschfftheuteindieBerge
gehenkann ,soverdanktsie dasjenenVereinen,diedieWegein dieBer¬
gsgebahnthaben.VorallemhathierderdeutscheundösterreichischeAl¬
penvereinhervorragendesgeleistet ,dafürwirdjedesSubventionsansuchen
abgelehnt .DerAlpenvereinerstreckt seineTätigkeitnicht nuraufdie
MitgliedersondernaufdieganzeBevölkerung.DieNaturfreundesind-¬
aberreinparteipolitischeingestellt,ManmüsstedieAusführungendes

BürgermeisterergänzenDortwodassozialdemoktatischeParteiabteichen
zusehenist ,dort gibt es auchSubventionenDieHemeindehat woreini
gerZeitaucheinenSportbeirateingesetztInderletztenSitzungist
auchdortdieFragederSubventionenbesprochenwordenEssind60. 000
Schillingzuverteilen.Vorgeschlagenwurde,dass16,000Schillingdem
Asköundnur14. 000Schillingfür diebürgerlichenVereinegegebenwerde
sollen Es erhalten also die Sozialdemokraten3/4 ,alle übrigenVereine

nureinVierteldesBetrages.EinsolcherSchlüsselist derbesteBe¬
weisfür die parteipoltischeVergebungderSubventionen.Esistdas
unverbrüchlicheRechtdesGemeinderatesvonallenSubventionsansuchen
Kenntniszu erhalten .Esist eine UnterschlagungderSubventionsansuchen ,
wennmansie demGemeinderatnicht vorlegt .Wirwerdendeshalbmitdem
grösstenNachdruckverlangen ,dassdieseGesuchevorgelegtwerdan. Wir
bekämpfendie SubventionspolitikderGemeindenachwievormitdem
grössten Nachdruck ,weil es der Mehrheit ausschliesslich darum zutun

ist ,jeneVereinezustärken,diesiealsErziehungsanstaltenfür
ihre Partei braucht ( Beifall bei derMinderheit ) .

ST. R.Prof ,Tandler:erklärtdassderSportbeiratmitden
Subventionenüberhauptnichts zu tun hat .DieseAngelegenheitenge- ¬
hören dort nicht hin und es wird der GemeinderatsausschussIsich
damitbeschäftigen .Die Sportsubventionenwerdenin aller Oeffentlich

keitverteilt.ZwanzigProzentderSubventionsgelderfürSportzwecke
könnenvomamtsführendenStadtrat nach eigenemErmessenausgegeben
werdenund obwohlin der Verfassung eine solche Bestimmungnicht be¬
steht ,habe ich immerrückhaltslos über die Verteilung auchdieser
SummeAuskunftgegeben .Esgibt alsoaucheineEhrlichkeitohneVer¬
fassung ,wenndieMinderheitschondasBeispielmitderStaatswohktä
tigkeitslotterie als unangebrachtbezeichnethat ,( beifall beider

Mehrheit ) .
GR.Haider( E. . )erklärt ,dassderBürgermeisterdie

wichtigsteFragenämlichdieFragederVerfassungsmässigenBehand¬
lung der Subventionen nicht beantwortet hat Die Naturfreunde wurden

bisheutemit62. 000Schillingsubventioniert.Eswäresehrwün.
schenswert ,wennauchder christliche Arbeitertouristenklubunter-¬

stütztwerdenwürde(BeifallbeiderMinderheit).
In seinemSchlussworterklärt GemeinderatHiess ,dass

esTatsacheist ,dassMitgliederderNaturfreundein Hüttenanderer
Vereinezurückgesetztwerden .Somüssensie imNiedersachsenhausin
denTauerneinenSchillingEintrittsgeldund6 bis 8 SchillingNäch¬
tigungsgeldzahlen ,BeimBundsinddieSubventioneneinAmtsgeheimnis.

WirkönnendaherzurSubventionspolitikdesBundesebenfallskein
Vertrauenhaben( Beifallbei derMehrheit).

DerAntragwirdangenommen .
GR.HiessersuchtumGenehmigungderSübventionierung

fürdieErrichtungdesGrabdenkmalesfürZiehrer.von 500 .Schilling
GR .Bindererklärt ,dassder Betrag/einwenigzuklein

ist .Erstellt denAntrag ,aufderLandstrasseeineStrassenachZieh
rer zubenennen.

DerReferentenantzagwirdangenommen .DerAntragBinder
dergesbhäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen.

St . R.Prof ,TandlerersuchtumGenehmigungeinesZus
kredites von730 . 000Schilling für ErhaltungsbeiträgeundMietzinsau

hilfen .
GRtin.Dr.Motzko( . . )erklärt,dassdieZahlder

somgebedürftigeninderletztenZeitgewaltiggestiegenist .Trotzdem
istvein Erlass an die Bezirksfürsorgeinstitutehinausgegangen ,indem
dieKontingentederAushilfenfüreineReihevonBezirkengekürztwur-¬
den .EinzweiterErlassbehandeltdie UeberstellungvonBefürsorgtenDieser

audergeschlossenenFürsorgeindieoffene.
die Bürokratisierung des Fürsorgewesens .Ein weiterer Erlassder

Magistratsabteilung8bedeutsteinenVorstossgegendieehrenamtl
Mithilfein der Fürsorgewieja überhauptdie freiwilligeFürsorgs
möglichstausgeschaltetwird .DieRednerinwendetsichinsbesondere
gegendieAusschliessungdesCaritasverbandes ,SievergleichtdieLe
tungenBerlinsundderWienerGemeindeverwaltungin derFürsorgeund
findetdieLeistungenderWienerGemeindeverwaltunggegenüberdenen
derBerlinerals unzulänglich.Berlin verteile zumBeispiel
imWinterzehntausendZentnerKohleandieArmenwirgebenimganzen
1 ZentnerWaggonsHolzundKohle .SieschliestmitdemWunschedas
sichdieVerwaltungendlichvondembürokratischenunddemeinseiti
parteipolitischenStandpunktin derFürsorgefrei machenmögetLebhe
ter BeifallbeiderMinderheit).

ST. R.TandlerbeschäftigtsichmitdemvonderGemeinde
rätin MotzkovorgebrachtenErlässanundbemerkt ,dassdieseErlässe
vielfachvonderRednerinmissverstandenwordenseien .DasKontigent
derAushilfenwurdendeslangenundbreitenmitallenin betrachtk

UeberstellungdenInstanzenverhandeltBeider aus dergeschlossene
die offeneFürsorgewirktein bereitsvorJahreneingesetztenKömitae
mit .EinVergleichmitBerlinseinichtzulässig ,dainBerlindieFün
sorgeganzandereBedingungenforfindetalsbeiunsBerlinhat . B.
nur5000Bettenin der geschlossenenFürsorgewir10 . 000 .DerReferent
bittet seinenAntraganzunehmen.

DerAntzagwirdangenommen.
Damitist dieTagesordnungerledigt.
SchlussderöffentlichenSitzung 22
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